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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kosten des Entwurfs eines Gesetzes zur weiteren Re- 
form der gesetzlichen Rentenversicherung für die 
öffentlichen Haushalte und für die Krankenversicherung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Katzer, Dr, Götz, 
Ruf, Burger, Müller (Berlin), Härzschel und der Fraktion 
der CDU/CSU 
— Drucksache VI/2898 — 


Im Einvernehmen mit den Bundesministern für Wirtschaft und 
Finanzen, des Innern, für Städtebau und Wohnungswesen, für 
Verkehr und das Post- und Fernmeldewesen sowie für Jugend, 
Familie und Gesundheit beantworte ich die Kleine Anfrage wie 
folgt: 


1. Welche finanziellen Auswirkungen ergeben sidi durch das ge- 
plante „Rentenreform gesetz" — insbesondere durch die Einfüh- 
rung der flexiblen Altersgrenze — mittelbar im einzelnen für 
die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden für die Jahre 
1973 bis 1976 und insgesamt für den Zeitraum bis 1985 

a) hinsichtlich der Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz 
und nach dem Wohngeldgesetz, 

b) hinsichtlich der Zusatzversicherung und -Versorgung der Ar- 
beiter und Angestellten des öffentlichen Dienstes (einschließ- 
lich Bundesbahn und Bundespost), die nach Vollendung des 
63. Lebensjahres in den Ruhestand treten können und 

c) durch. Steuerausfälle aufgrund vorzeitigen oder teilweisen 
Ausscheidens von Arbeitnehmern aus dem Erwerbsleben 
und der damit verbundenen Minderung des Sozialprodukts? 


2. Welche Mehrbelastungen ergeben sich durch das geplante „Ren- 
tenreformgesetz" hinsichtlich der Krankenversicherung der Rent- 
ner für die gesetzliche Krankenversicherung aufgrund der Ein- 
führung der flexiblen Altersgrenze und der Öffnung der Renten- 
versicherung für weitere Personengruppen im einzelnen in den 
Jahren 1973 bis 1976 und insgesamt für den Zeitraum bis 1985? 
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Die Bundesregierung hat die finanziellen Auswirkungen des 
Entwurfs eines Gesetzes zur weiteren Reform der gesetzlichen 
Rentenversicherung (Drucksache IV/2916) eingehend geprüft. 
Soweit aufgrund dieses Gesetzentwurfs überhaupt finanzielle 
Be- und Entlastungen für die Haushalte von Bund, Ländern und 
Gemeinden — mit Ausnahme der Belastungen des Bundes durch 
die knappschaftliche Rentenversicherung — eintreten, sind 
diese gering und bewegen sich im Bereich der bei diesen 
Größenordnungen üblichen Fehlergrenzen. Im übrigen gleichen 
sich Be- und Entlastungen zumindest aus. Die finanziellen Aus- 
wirkungen des Gesetzentwurfs auf die öffentlichen Haushalte 
und die Krankenversicherung sind aus diesem Grunde nicht in 
die Begründung aufgenommen worden. 

Bei einer Betrachtung der finanziellen Auswirkungen des Ent- 
wurfs des Rentenreformgesetzes auf die vorgenannten Haus- 
halte und die Krankenversicherung kann man nicht allein auf 
einzelnen Maßnahmen abstellen, sondern muß die Regelung 
des Gesetzentwurfs insgesamt sehen. Dann ergibt sich im ein- 
zelnen folgendes; 


I. 

1. Die Ausgaben des Bundes, der Länder und Gemeinden für 
Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz und nach dem 
Wohngeldgesetz werden durch das Rentenreformgesetz 
nicht ausgabeerhöhend beeinflußt. Durch die Voraussetzun- 
gen für die Inanspruchnahme der flexiblen Altersgrenze ist 
sichergestellt, daß die Renten der vorzeitig aus dem Erwerbs- 
leben ausscheidenden Versicherten erheblich über den 
Durchschnittsrenten liegen. Die vorgesehene Einführung 
einer Rente nach Mindesteinkommen und die Gewährung 
eines zusätzlichen Versicherungsjahres an Frauen wird 
wegen der damit verbundenen Rentenanhebungen auf die 
Dauer zu einer Entlastung bei den Ausgaben nach dem 
Bundessozialhilfegesetz und dem Wohngeldgesetz führen. 
Da die Zahl der Rentner, die Leistungen der Sozialhilfe in 
Anspruch nehmen, nur sehr gering ist, sind die genauen 
Auswirkungen zahlenmäßig nicht zu erfassen. Das Renten- 
reformgesetz wird aber insgesamt zu einer Entlastung der 
öffentlichen Haushalte bei den Ausgaben nach dem Bundes- 
sozialhilfegesetz und nach dem Wohngeldgesetz führen. 

2. Für den Bereich der Zusatzversorgung des öffentlichen Dien- 
stes ergeben sich bei Zahlung des Altersruhegeldes nach 
Vollendung des 63. Lebensjahres folgende grundsätzliche 
Auswirkungen, wenn der Versicherungsfall im Sinne des 
Zusatzversorgungsrechts auch künftig gleichzeitig mit dem 
der gesetzlichen Rentenversicherung eintritt: 

a) Die in Anlehnung an die beamtenrechtlichen Grundsätze 
ermittelte Gesamtversorgung verringert sich in der 
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Regel nicht in dem gleichen Ausmaß wie das Altersruhe- 
geld mit der Folge, daß der Anteil der Versorgungsrente 
an der Gesamtversorgung steigt. 

b) Die Bezugsdauer der Versorgungsrente verlängert sich 
um die Zeit des vorzeitigen Bezugs des Altersruhegeldes. 

Ob und gegebenenfalls welche finanziellen Belastungen sich 
für den Bund, die Länder und Gemeinden ergeben, ist einmal 
von der Rücklage der Zusatzversorgungskassen des öffent- 
lichen Dienstes, vor allem aber auch davon abhängig, wie 
die für Satzungsänderungen zuständigen Gremien dieser 
Kassen das Leistungsrecht den Vorschriften des geplanten 
Rentenreformgesetzes anpassen werden. Dabei ist entschei- 
dend, wie sich die in diesen Gremien vertretenen Tarifver- 
tragsparteien im Rahmen ihrer Gesamtvorstellungen zur 
Fortentwicklung des Zusatzversorgungsrechts einigen. 

3. Durch die Regelungen des Rentenreformgesetzes, insbeson- 
dere die Einfühung der flexiblen Altersgrenze, werden 
weder die Steuereinnahmen noch das Sozialprodukt gemin- 
dert. Es kann nämlich davon ausgegangen werden, daß die 
flexible Altersgrenze bei ihrer Einführung zu keinem Rück- 
gang der Produktion und damit des Sozialprodukts führt, 
da die produktiven Leistungen der vorzeitig oder teilweise 
aus dem Erwerbsprozeß ausscheidenden Arbeitnehmer durch 
andere Arbeitskräfte ersetzt werden. Damit werden sich 
— zumindest per Saldo — dann auch keine Steuerausfälle 
ergeben. 


11 . 

Für die gesetzliche Krankenversicherung werden sich aus der 
Gesamtreform voraussichtlich nicht Belastungen, sondern Ent- 
lastungen ergeben. 

Durch die Einführung der flexiblen Altersgrenze tritt eine Er- 
höhung der Zahl der Rentner ein, für die künftig statt des 
Krankenversicherungsbeitrages der Beitrag der Krankenver- 
sicherung der Rentner gezahlt wird. Die damit eintretenden 
Beitragsausfälle werden durch die Einführung einer Rente 
nach Mindesteinkommen ausgeglichen. Dadurch werden näm- 
lich die für die KVdR-Beitragsleistung der gesetzlichen Renten- 
versicherung maßgebenden Rentenausgaben erhöht, ohne daß 
die Zahl der Rentner steigt. Darüber hinaus werden der gesetz- 
lichen Krankenversicherung langfristig durch die Gewährung 
eines zusätzlichen Versicherungsjahres an Frauen für jedes 
Kind Mehreinnahmen entstehen. Unterstellt man ferner, daß 
die aus dem Erwerbsleben ausscheidenden Arbeitnehmer durch 
jüngere Arbeitskräfte ersetzt werden, bei denen das Versiche- 
rungsrisiko für die gesetzliche Krankenversicherung weniger 
groß ist, so tritt ein weiterer Substitutionseffekt ein. 
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Insgesamt wird in der Rechnung der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung per Saldo mit zusätzlichen Einnahmen von schät- 
zungsweise 170 Millionen DM gerechnet werden können. 


III. 

Im übrigen unterstellt die Kleine Anfrage eine Verpflichtung 
der Bundesregierung zur Vorlage langfristiger Berechnungen 
(bis 1985) sowohl der steuerlichen Auswirkungen des Renten- 
reformgesetzes als auch der Beeinflussung öffentlicher Aus- 
gaben und der finanziellen Situation anderer Versicherungs- 
zweige. Eine derartige Berichtspflicht der Bundesregierung über 
langfristige Vorausschätzungen in anderen Versicherungszwei- 
gen und der öffentlichen Einnahmen und Ausgaben ist jedoch 
nur im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung, also bis 1976 
gegeben. Bei der Vorlage des nächsten Sozialbudgets werden 
die finanziellen Auswirkungen des Rentenreformgesetzes ins- 
gesamt berücksichtigt werden. 


Walter Arendt 



